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	Seit der Verabschiedung der UN-Leitprinzipien für Wirt-
schaft und Menschenrechte im Jahr 2011 haben mehrere 
europäische Länder wichtige erste Umsetzungsschritte 
unternommen. Hervorzuheben sind das Gesetz zur men-
schenrechtlichen Sorgfalt in Frankreich, das britische Ge-
setz gegen moderne Sklaverei und das niederländische 
Gesetz gegen Kinderarbeit in der Lieferkette. Der Druck 
auf Unternehmen, die Menschenrechte bei ihren Aktivitä-
ten und Geschäftsbeziehungen stärker zu berücksichtigen, 
ist damit deutlich gestiegen und wird weiter zunehmen. 

	In Deutschland hat die Bundesregierung Ende 2016 einen 
Nationalen Aktionsplan für Wirtschaft und Menschen-
rechte verabschiedet. Darin äußert die Bundesregierung 
die Erwartung, dass deutsche Unternehmen ihre men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflichten auch bei Auslandsge-
schäften umsetzen. Es fehlt aber bisher eine gesetzliche 
Verpflichtung. Selbst für Unternehmen im öffentlichen Ei-
gentum, bei der Außenwirtschaftsförderung und der Sub-
ventionsvergabe bleiben Sorgfaltspflichten unverbindlich.

	Dies könnte sich nach 2020 ändern: Die Bundesregierung 
plant eine Überprüfung der menschenrechtlichen Sorg-
falt deutscher Unternehmen und will bei unzureichender 
Umsetzung ab 2020 auch gesetzliche Regelungen erwä-
gen. Drei Bundestagsfraktionen haben sich bereits explizit 
für ein Gesetz zur menschenrechtlichen Sorgfalt in der 
nächsten Legislaturperiode ausgesprochen. 

	Insgesamt lässt sich bei der Bundesregierung bislang eine 
Scheu feststellen, notwendige Fortschritte verbindlich 
festzuschreiben. Im Vergabemodernisierungsgesetz für 
öffentliche Aufträge und im CSR-Richtlinie-Umsetzungs-
gesetz zu Berichtspflichten von Unternehmen hat es die 
Bundesregierung versäumt, Menschenrechtsvorgaben 
verbindlich zu verankern. Auf internationaler Ebene äu-
ßert sie große Vorbehalte gegen ein verbindliches UN-
Menschenrechtsabkommen zu transnationalen Kon-
zernen und anderen Unternehmen.

	Fast ein Drittel der wirtschaftsbezogenen Menschen-
rechtsbeschwerden weltweit sind dem Rohstoff- und 
Energiesektor zuzuordnen. Insbesondere bei Großpro-
jekten kommt es häufig zu Umsiedlungen, der Zerstörung 
von Lebensgrundlagen und Unterdrückung von Protesten. 
Aus Menschenrechtsperspektive müssen Staaten der Be-
völkerung Zugang zu ausreichend Energie verschaffen, um 
Menschenrechte wie das Recht auf Nahrung oder Woh-
nen umzusetzen, bei Energieprojekten aber gleichzeitig 
die Menschenrechte achten und schützen. Dazu gehört – 
angesichts der enormen Risiken für die Menschenrechte 
– auch die Vermeidung von Treibhausgasemissionen, die 
zu 60 Prozent auf den Energiesektor zurückgehen.

Kernbotschaften 
Staatliche Pflicht zum Schutz vor Menschen-
rechtsverletzungen im deutschen Energiesektor

	Bei den zehn größten deutschen Energieversorgern im  
Eigentum von Kommunen und Ländern finden Men-
schenrechte bei Rohstoffimporten bislang zu wenig Be-
achtung – trotz der bekannten Menschenrechtsverlet-
zungen etwa beim Kohleabbau in Kolumbien, Südafrika 
und Russland. Anders als in Finnland und Schweden gibt 
es in Deutschland bislang keine gesetzlichen Menschen-
rechtsvorgaben für öffentliche Unternehmen.

	Der Energiesektor ist für die KfW-Bankengruppe ein 
Wachs tumstreiber, wobei erneuerbare Energien zwar 
eine stark wachsende Rolle spielen, dies aber nicht darauf  
beschränkt bleibt. Obwohl sie sich zur Achtung der Men-
schenrechte bekannt hat, wurden besonders bei Finanzie-
rungen im Kohlesektor und von Staudämmen wiederholt 
Menschenrechte missachtet. Vor allem bei der KfW IPEX-
Bank bleiben die mangelnde Transparenz und der noch 
nicht erfolgte Ausschluss von Kohleprojekten Kernprob-
leme. Nur die DEG verfügt über einen unabhängigen Be-
schwerdemechanismus, hat auf dessen kritische Befunde 
im ersten Fall, zu dem bisher eine Untersuchung vorliegt, 
aber nicht konsequent genug reagiert.

	Rund die Hälfte der Exportkreditbürgschaften des Bun-
des betrafen im Jahr 2016 Projekte im Energiesektor sowie 
der Erdöl- und Erdgasförderung. Auf erneuerbare Energien 
entfielen nur vier Prozent der gesamten Deckungssumme. 
Menschenrechtsprobleme traten in den vergangenen Jah-
ren auch bei der Außenwirtschaftsförderung besonders 
bei Kohlekraftwerken und großen Staudämmen auf. Die 
Bundesregierung hat angekündigt, die Menschenrechts-
prüfungen künftig zu verbessern. Dies wird aber nur gelin-
gen, wenn die Transparenz im Prüfverfahren erhöht wird 
und Unternehmen zumindest vorübergehend von staat-
licher Förderung ausgeschlossen werden, wenn sie ihre 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten missachten.

	Während die EU-Handelspolitik den Zugang europäischer 
Unternehmen zu Energierohstoffen im Ausland verbes-
sert, verpflichtet sie diese nicht zur menschenrechtlichen 
Sorgfalt bei Importen. Staatliche Eingriffe in die Preisge-
staltung für Strom und Treibstoffe will die EU in Partner-
ländern nur noch unter sehr restriktiven Bedingungen 
zulassen, womit sie den angemessenen Zugang ärmerer 
Bevölkerungsschichten zu einer ausreichenden Menge an 
Energie gefährdet – ohne dass entsprechende sozialpo-
litische Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen sind. Exzes-
sive Regeln zum Investorenschutz können den Schutz von 
Umwelt und Menschenrechten im Energiesektor erheblich 
verteuern und behindern.
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	An menschenrechtlicher Kohärenz mangelt es auch Markt-
mechanismen zur Reduktion von Emissionen. So fordert 
der Clean Development Mechanism (CDM) aus dem Kyo-
to-Protokoll bei registrierten Klimaschutzprojekten nicht 
explizit die Achtung von Menschenrechten und verlangt 
auch keine entsprechenden Kontrollen. Menschenrechts-
probleme bei einigen CDM-registrierten Staudämmen, 
geothermischen Kraftwerken und Kohlekraftwerken ver-
deutlichen den grundlegenden Reformbedarf insbesonde-
re auch für mögliche künftige Marktmechanismen sowohl 
im Rahmen der Umsetzung des Klimavertrags von Paris 
als auch weiterer geplanter Ausgleichsmechanismen z.  B. 
der Internationalen Luftfahrtorganisation ICAO.

Verantwortung von Unternehmen zur Achtung 
der Menschenrechte im Energiesektor

	Von den 30 befragten Unternehmen im Energiebereich ha-
ben lediglich sieben eine eigene Grundsatzerklärung ver-
abschiedet, in der sie sich zur Einhaltung der Menschen-
rechte verpflichten. Weitere zwölf Unternehmen haben 
einen Verhaltenskodex mit Menschenrechtsbezug, aber 
nur sechs davon können – nach den Maßstäben der UN-
Leitprinzipien – als qualitativ akzeptable menschenrecht-
liche Grundsatzerklärung gewertet werden.

	Fast zwei Drittel der befragten Unternehmen berichten, 
dass sie menschenrechtliche Risikoanalysen durchfüh-
ren. Doch nur acht Unternehmen geben an, dabei poten-
ziell Betroffene einzubeziehen. Eine qualitative Beurtei-
lung der Analysen ist jedoch sehr schwierig, da nur wenige 
Unternehmen über die angewandte Methodik und den 
Umfang berichten und bisher erst von zwei Unternehmen 
Risikoanalysen öffentlich sind. 

	In Verhaltenskodizes und Einkaufspolitiken beziehen sich 
fast alle Unternehmen auf Menschenrechte, vernachlässi-
gen dabei aber zentrale Problemfelder in globalen Liefer-
ketten. Nur zwölf Unternehmen fordern von Lieferanten 
die Zahlung nationaler gesetzlicher Mindestlöhne. Exis-
tenzsichernde Löhne fordert nur ein Unternehmen. We-
niger als ein Viertel der Unternehmen erwartet von ihren 
Lieferanten, die Rechte der Betroffenen in umliegenden 
Gemeinden zu achten.

	Nur ein Drittel der Unternehmen gibt an, Geschäftspart-
ner zur Einhaltung von Verhaltenskodizes vertraglich zu 
verpflichten. Zwar ziehen 20 Unternehmen bei Verstößen 
auch eine Vertragsbeendigung in Betracht, doch geben 
nur acht an, von dieser Möglichkeit aus Menschenrechts-
erwägungen bereits einmal Gebrauch gemacht zu haben. 
Nur wenige Unternehmen berichten über andere konkre-
te Maßnahmen, mit denen sie Menschenrechtsverstößen 
durch Geschäftspartner begegnen. 

	Während 13 der untersuchten Unternehmen in ihren Ge-
schäfts- oder Nachhaltigkeitsberichten nur die Bedeu-
tung der Menschenrechte erwähnen, widmen neun der 
Thematik einen eigenen Abschnitt. Dabei berichten sie 
über Verfahren zur menschenrechtlichen Sorgfalt, legen 
aber nicht die konkreten Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf 
die Menschenrechte offen.

	25 Unternehmen geben an, dass sie Beschwerdemecha-
nismen eingerichtet haben. Doch nur sechs davon orien-
tieren sich an den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte. Nur wenige Unternehmen haben auch 
im Ausland Beschwerdemechanismen eingerichtet oder 
machen diese auch in den Sprachen der Gastländer ihrer 
Auslandsgeschäfte zugänglich.

	Mit Blick auf die von der Bundesregierung angekündigte 
Überprüfung der menschenrechtlichen Sorgfalt deut-
scher Unternehmen verdeutlichen die Befunde, dass die 
einzelnen Elemente der Sorgfaltspflicht konkretisiert wer-
den müssen. Zudem darf die geplante Untersuchung nicht 
nur auf Selbstauskünften der Unternehmen beruhen, son-
dern die Umsetzung der Unternehmensangaben muss 
stichprobenhaft überprüft werden. 

Zugang zu Gerichten und außergerichtlichen 
Beschwerdemechanismen

	Wenn ein Tochterunternehmen oder Geschäftspartner ei-
nes deutschen Konzerns im Ausland zu Menschenrechts-
verletzungen beiträgt, ist dieser Konzern vor deutschen 
Zivilgerichten in der Regel nicht zu belangen. Anders als 
Frankreich, Großbritannien und die Niederlande hat die 
deutsche Bundesregierung es bislang abgelehnt, men-
schenrechtliche Sorgfaltspflichten gesetzlich zu veran-
kern und für Betroffene im Ausland die prozessualen Hür-
den beim Zugang zu deutschen Gerichten abzubauen.

	Die deutsche Nationale Kontaktstelle für OECD-Be-
schwerden hat von den bisher fünf Beschwerden im Ener-
giesektor vier von vornherein abgelehnt. Beim fünften Fall 
willigte das Unternehmen im Vermittlungsverfahren ein, 
seine Sorgfaltsprüfungen zu verbessern, wobei sich dies 
aber auf künftiges Handeln bezog, nicht auf eine Verbes-
serung im konkreten Problemfall. Insgesamt ist es eine 
Schwäche dieser Verfahren, dass die Frage der Wieder-
gutmachung nicht in den Blick gerät. Die Ansiedlung der 
Kontaktstelle in der Abteilung für Außenwirtschaftspoli-
tik des Bundeswirtschaftsministeriums weckt trotz ihrer 
strukturellen Aufwertung im Rahmen des Nationalen Ak-
tionsplans Zweifel an der Unparteilichkeit des Beschwer-
deverfahrens.



DEUTSCHE UNTERNEHMEN SIND 
WELTWEIT AN ENERGIEPROJEKTEN 
BETEILIGT, DIE MENSCHENRECHTLICHE 
PROBLEME AUFWERFEN.

Bedrohung von 
Aktivisten von verbaler 

Einschüchterung bis 
Mord

Erkrankungen, 
verursacht durch 

Umweltverschmutzung

Existenzgefährdung durch 
Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen (Böden, 

Wasser etc.) 

Zwangsumsiedlung Umweltschäden: 
Zerstörung von Wäldern, 
Luft- und/ oder Wasser-

verschmutzung

DIE PLANUNGEN DER DARGESTELLTEN ENERGIEPROJEKTE BEZOGEN DIE LOKALE BEVÖLKERUNG NICHT ODER KAUM EIN. 
AUCH DESHALB KOMMT ES ZU VIELFÄLTIGEN, TEILS INTERDEPENDENTEN MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN DURCH:

TEHUANTEPEC (MEXIKO) 
Für Windparks stellt Siemens u. a. 
Umspannwerke und 
Stromleitungen bereit.

AGUA ZARCA (HONDURAS)
Voith Hydro, ein Joint Venture 
von Voith und Siemens, hat 
einen Liefervertrag für 
Turbinen, Generatoren und 
Steuerungsanlagen für ein 
Wasserkraftwerk abgeschlos-
sen. 

HIDROSOGAMOSO 
(KOLUMBIEN)
Siemens liefert Transformatoren und 
eine Schaltanlage. Die deutsche 
Niederlassung des österreichischen 
Unternehmens Andritz liefert Turbinen 
und erhält dafür eine Exportkreditbürg-
schaft vom Bund. 

BARRO BLANCO (PANAMA)
Die DEG finanziert mit 25 Mio US$ den 
Staudamm mit. 

DRUMMOND (KOLUMBIEN)
EnBW bezieht Steinkohle von 
Drummond. 

VACA MUERTA 
(ARGENTINIEN)

Wintershall ist Teil eines 
Firmenkonsortiums, das Erdgas 
fördert, neuerdings auch 
mittels Fracking. 

HUARAZ (PERU)

RWE hat als Europas größter 
Emittent von Treibhausgasen 
erheblich zum Klimawandel 
beigetragen. Durch den 
Temperaturanstieg droht ein 
Gletschersee auszubrechen 
und die Stadt zu überfluten.

WINDPARK ÇESME (TÜRKEI)
Nordex liefert Turbinen für 
Windkraftanlagen. 

MEROWE (SUDAN)
Lahmeyer übernahm die Kontrolle der Inbetriebnah-
me des Staudamms, bei dessen Flutung 4.700 
Familien ohne vorherige Umsiedlung vertrieben 
wurden. 

OLKARIA IV (KENIA)
Die KfW-Entwicklungsbank ist an der 
Finanzierung des Geothermiekraft-
werks beteiligt. 

KUSILE & MEDUPI 
(SÜDAFRIKA)
Die KfW-IPEX Bank ist durch 
Exportkredite, der Bund durch 
Exportkreditbürgschaften und 
19 deutsche Unternehmen 
sind als Exporteure und 
Dienstleister am Bau der 
Kohlekraftwerke beteiligt. 
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Grafik 1: Fallbeispiele von Energieprojekten mit deutscher Beteiligung 
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TEHUANTEPEC (MEXIKO) 
Für Windparks stellt Siemens u. a. 
Umspannwerke und Stromleitungen 
bereit. (S. 87)

AGUA ZARCA (HONDURAS)
Voith Hydro, ein Joint Venture 
von Voith und Siemens, hat 
einen Liefervertrag für 
Turbinen, Generatoren und 
Steuerungsanlagen für ein 
Wasserkraftwerk abgeschlos-
sen. (S. 97)

HIDROSOGAMOSO 
(KOLUMBIEN)
Siemens liefert Transformatoren und 
eine Schaltanlage. Die deutsche 
Niederlassung des österreichischen 
Unternehmens Andritz liefert Turbinen 
und erhält dafür eine Exportkreditbürg-
schaft vom Bund. (S. 54)

BARRO BLANCO (PANAMA)
Die DEG finanziert mit 25 Mio US$ den 
Staudamm mit. (S. 129)

DRUMMOND (KOLUMBIEN)
EnBW bezieht Steinkohle von 
Drummond. (S. 31)

VACA MUERTA 
(ARGENTINIEN)

Wintershall ist Teil eines 
Firmenkonsortiums, das Erdgas 
fördert, neuerdings auch 
mittels Fracking. (S. 77)

HUARAZ (PERU)

RWE hat als Europas größter 
Emittent von Treibhausgasen 
erheblich zum Klimawandel 
beigetragen. Durch den 
Temperaturanstieg droht ein 
Gletschersee auszubrechen 
und die Stadt zu überfluten.
(S. 119)

WINDPARK ÇESME (TÜRKEI)
Nordex liefert Turbinen für 
Windkraftanlagen. (S. 123)

MEROWE (SUDAN)
Lahmeyer übernahm die Kontrolle der Inbetriebnah-
me des Staudamms, bei dessen Flutung 4.700 
Familien ohne vorherige Umsiedlung vertrieben 
wurden). (S. 115)

OLKARIA IV (KENIA)
Die KfW-Entwicklungsbank ist an der 
Finanzierung des Geothermiekraft-
werks beteiligt. (S. 69)

KUSILE & MEDUPI 
(SÜDAFRIKA)
Die KfW-IPEX Bank ist durch 
Exportkredite, der Bund durch 
Exportkreditbürgschaften und 
19 deutsche Unternehmen 
sind als Exporteure und 
Dienstleister am Bau der 
Kohlekraftwerke beteiligt. 
(S. 46)
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Elemente der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht in 
ihre Unternehmensprozesse integriert haben sollen. Die 
Bundesregierung kündigte an, anderenfalls weitergehen-
de Schritte bis hin zu gesetzlichen Maßnahmen zu prüfen. 
Ein weiteres positives Ergebnis des NAP-Prozesses ist, dass 
sich inzwischen drei der vier derzeit im Bundestag vertre-
tenen Parteien für die Einführung einer gesetzlich gere-
gelten Sorgfaltspflicht in der nächsten Legislaturperiode 
ausgesprochen haben. 

Auch in den parallel zum NAP-Prozess stattfindenden 
Gesetzgebungsprozessen hat es die Bundesregierung ver-
säumt, Menschenrechtsvorgaben verbindlich festzuschrei-
ben. So erlaubt das im April 2016 in Kraft getretene Ver-
gabemodernisierungsgesetz öffentlichen Auftraggebern 
lediglich, Unternehmen auszuschließen, die gegen Um-
welt-, Sozial- und Arbeitsrecht verstoßen. Ob sie dies wirk-
lich tun, bleibt aber im Ermessen der Beschaffungsstellen. 
Menschenrechtliche Sorgfaltspflichten werden im Verga-
bemodernisierungsgesetz nicht erwähnt. 

Auch im CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz vom März 
2017 hat die Bundesregierung nicht alle Spielräume aus-
geschöpft, welche die zugrunde liegende EU-Richtlinie 
geboten hätte. Zwar müssen große kapitalmarktorientier-
te Unternehmen nunmehr über wesentliche Menschen-
rechts- und Umweltrisiken auch entlang ihrer Geschäfts-
beziehungen berichten sowie Konzepte zum Umgang mit 
diesen Risiken darlegen. Allerdings gilt dies in Deutschland 
nur für „sehr wahrscheinlich schwerwiegende“ negative 
Auswirkungen, während die EU-Richtlinie „wahrschein-
lich negative Auswirkungen“ umfasst. Skandalös ist, dass 
diese gesetzliche Vorgabe nur für die 550 kapitalmarkt-
orientierten Unternehmen gilt, während ebenso große 
Familienunternehmen wie Aldi oder Lidl von der neuen 
Berichtspflicht nicht erfasst werden.

Auch auf Ebene der Vereinten Nationen hat sich die 
Bundesregierung zunächst gegen verbindliche Regeln im 
Bereich Wirtschaft und Menschenrechte ausgesprochen. 
So stimmte Deutschland im Juni 2014, gemeinsam mit 16 
weiteren Staaten, im UN-Menschenrechtsrat gegen eine 
Resolution zur Erarbeitung eines UN-Menschenrechtsab-
kommens zu transnationalen Konzernen und anderen Un-
ternehmen. An der ersten Sitzung der UN-Arbeitsgruppe 
zu diesem Thema, die per Mehrheitsentscheid dennoch 

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

In den letzten drei Jahren hat die Debatte zu Wirtschaft 
und Menschenrechten ein neues Niveau erreicht. Mit den 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte sind 
seit 2011 alle Staaten aufgefordert, diese auf nationaler 
Ebene umzusetzen. In Deutschland stand seit 2014 der 
Nationale Aktionsplan (NAP) im Mittelpunkt, den die Bun-
desregierung nach zweijährigem Konsultationsprozess im 
Dezember 2016 verabschiedet hat. Gleichzeitig gab es Im-
pulse durch neue EU-Richtlinien und die Verhandlungen 
über ein UN-Menschenrechtsabkommen zu transnatio-
nalen Konzernen und anderen Unternehmen. In Kapitel 2 
analysieren die Autor/-innen diese allgemeinen Entwick-
lungen im Themenfeld Wirtschaft und Menschenrechte, 
die auch den Rahmen für die anschließende Betrachtung 
des Energiesektors bilden. Mit der Energiewirtschaft steht 
ein Sektor im Mittelpunkt dieses Berichts, der starke glo-
bale Bezüge aufweist und immer wieder mit Menschen-
rechtsverletzungen in Verbindung gebracht wird. Die Stu-
die geht der Frage nach, inwieweit deutsche Unternehmen 
und die Bundesregierung die Anforderungen der UN-Leit-
prinzipien bislang umsetzen.

Deutschland wehrt sich auf nationaler und  
internationaler Ebene gegen Verbindlichkeit

Zwar bringt die Bundesregierung im NAP ihre Erwar-
tung zum Ausdruck, dass alle deutschen Unternehmen 
ihre menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten umsetzen. 
Eine gemeinsame Forderung von Gewerkschaften und 
NRO nach einer gesetzlichen Regelung menschenrechtli-
cher Sorgfaltspflichten deutscher Unternehmen mit Blick 
auf ihre Auslandsgeschäfte hat sie jedoch nicht aufgegrif-
fen. Damit bleibt Deutschland hinter Frankreich zurück, 
das ein solches Gesetz 2017 verabschiedet hat. Auch Groß-
britannien und die Niederlande haben jeweils Gesetze ge-
gen Kinderarbeit und moderne Sklaverei in Lieferketten 
verabschiedet. Der deutsche NAP enthält auch keine Maß-
nahmen, um für betroffene Menschen aus dem globalen 
Süden den Zugang zu Gerichten zu verbessern. 

Positiv ist zu bewerten, dass die Umsetzung der men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflichten der Unternehmen 
ab 2018 jährlich von unabhängiger Seite wissenschaft-
lich überprüft werden soll. Als Zwischenziel gibt der NAP 
vor, dass mindestens 50 Prozent aller deutschen Unter-
nehmen mit mehr als 500 Mitarbeiter/-innen bis 2020 die 
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die Menschen häufig ihrer Einkommensgrundlagen in der 
Landwirtschaft, Fischerei oder im Tourismus. Auch bürger-
liche und politische Rechte, etwa auf Information, Selbst-
bestimmung, Beteiligung, freie Meinungsäußerung und 
körperliche Unversehrtheit werden im Kontext solcher 
Projekte häufig verletzt.

Deutsche Unternehmen haben besonders als Impor-
teure von Rohstoffen, aber auch als Exporteure von Kraft-
werkstechnologien und als Dienstleister eine große Be-
deutung. Staaten haben auch die Verpflichtung, sich um 
die Auswirkungen der klimabezogenen Effekte der eige-
nen Energieversorgung zu kümmern, welche die Fähig-
keit anderer Staaten zur Umsetzung sozialer Rechte stark 
beeinträchtigen.

Deutschland kommt menschenrechtlicher 
Schutzpflicht im Energiesektor nicht  
ausreichend nach

Staaten sind völkerrechtlich verpflichtet, die Menschen-
rechte vor Verstößen – auch durch Unternehmen – zu 
schützen. Dies gilt gemäß den UN-Leitprinzipien für Wirt-
schaft und Menschenrechte umso mehr, wenn Unterneh-
men sich im öffentlichen Eigentum befinden, staatlich 
kontrolliert oder staatlich gefördert werden. Zugleich sind 
Staaten verpflichtet, vor Abschluss von internationalen Ab-
kommen, etwa zu Handel und Investitionen, sicherzustel-
len, dass staatliche Spielräume zum Schutz der Menschen-
rechte nicht eingeschränkt werden. Menschenrechtliche 
Kohärenz ist ebenso beim staatlichen Handeln innerhalb 
von internationalen Organisationen geboten. Das Kapi-
tel 4 lässt vor allem mit Blick auf die Auslandsgeschäfte  
deutscher Unternehmen im Energiesektor jedoch erheb-
liche Schutzlücken beim Schutz der Menschenrechte er-
kennen.

Unternehmen in öffentlichem Eigentum  
ohne Vorbildfunktion

Ein Großteil der etwa 1.000 Stadtwerke in Deutschland 
befindet sich in öffentlichem, überwiegend kommunalem 
Eigentum. Eine für diese Studie durchgeführte Befragung 
und Analyse der zehn größten öffentlichen Energieversor-
ger in Deutschland zeigt, dass die Menschenrechte bislang 
wenig Beachtung finden: Keines der befragten Unterneh-
men hat eine eigene Grundsatzerklärung zu Menschen-
rechten verabschiedet, und lediglich ein Unternehmen 
bezieht sich in seinem Verhaltenskodex auf die Menschen-
rechte. Sieben Unternehmen nennen Menschenrechte nur 

eingesetzt wurde, nahm die Bundesregierung nicht teil. 
An der zweiten Sitzung nahm sie zwar teil, bekräftigte ge-
genüber dem Bundestag aber ihre Skepsis gegenüber ei-
nem völkerrechtlich verbindlichen Abkommen. Ein breites 
Bündnis von NRO verbindet mit einem solchen Abkom-
men hingegen die Hoffnung auf eine internationale Wirt-
schaftsordnung, in der Unternehmen auch bei Auslands-
geschäften zur Achtung der Menschenrechte verpflichtet 
werden, Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen 
der Zugang zu Gerichten in den Heimatländern der Kon-
zerne erleichtert wird sowie Menschenrechtsabkommen 
völkerrechtlich Vorrang vor Handels- und Investitionsab-
kommen genießen.

Menschenrechtliche Anforderungen an  
Energiepolitik und Energiewirtschaft

In Kapitel 3 werden die vielfältigen und komplexen 
menschenrechtlichen Verpflichtungen von Staaten im 
Energiebereich beschrieben, welche den normativen Rah-
men für die vorliegende Studie bilden. Zunächst ist jeder 
Staat verpflichtet, seiner Bevölkerung Zugang zur Energie-
versorgung zu gewährleisten, soweit dies zur Erreichung 
eines angemessenen Lebensstandards und zum ange-
messenen Wohnen erforderlich ist. Dabei muss der Staat 
nicht die Energie selbst zur Verfügung stellen. Er muss 
aber sicherstellen, dass Energiedienstleister niemanden 
beim Zugang zu Energie benachteiligen. Rund 1,2 Milliar-
den Menschen haben aktuell immer noch keinen Zugang 
zu Strom. Der überwiegende Teil von ihnen lebt in Sub-
Sahara-Afrika und in Indien. Diese „Energiearmut“ hat in 
vielen Lebensbereichen schwerwiegende Folgen für die 
menschliche Entwicklung.

Gleichzeitig müssen Staaten sicherstellen, dass beim 
Abbau von Energierohstoffen und bei der Energiegewin-
nung selbst die Menschenrechte nicht verletzt werden. 
Nach einer umfassenden Studie der Universität Maastricht 
von 2015 sind 29 Prozent der 1.877 wirtschaftsbezogenen 
Menschenrechtsbeschwerden, die zwischen 2005 und 
2014 registriert wurden, dem Rohstoff- und Energiesektor 
zuzuordnen. Der Hauptgrund hierfür liegt in der Tatsache, 
dass der Abbau von Erzen und Energierohstoffen sowie die 
Energiegewinnung häufig im Rahmen von Megaprojekten 
erfolgt, die mit tiefgreifenden Umweltzerstörungen ein-
hergehen, welche wiederum die Lebensgrundlagen der 
umliegenden Bevölkerung gefährden. Waldrodungen, Bo-
denzerstörung, Wasserverseuchung und hoher Wasserver-
brauch sowie Luftverschmutzung für den Rohstoffabbau 
machen ganze Landstriche unbewohnbar und berauben 
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Insgesamt zeigt Deutschland gegenüber anderen euro-
päischen Ländern, in denen Unternehmen im öffentlichen 
Eigentum stärker in die Pflicht genommen werden, deut-
lich weniger gesetzgeberisches Engagement. So hat die 
finnische Regierung staatliche Unternehmen in der State 
Ownership Policy von 2016 verpflichtet, die Menschen-
rechte in ihre Geschäftsgrundsätze zu integrieren. Auch 
in Schweden sind Unternehmen im Staatsbesitz verpflich-
tet, die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, 
die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
und die Prinzipien des UN Global Compact einzuhalten.

Kreditanstalt für Wiederbau: Energie als Wachs-
tumstreiber mit Nebenwirkungen

Auch die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) befin-
det sich vollständig in Staatsbesitz. Während sich die KfW 
Mittelstandsbank und die KfW Kommunal- und Privatkun-
denbank/Kreditinstitute auf das inländische Förderge-
schäft beschränken, sind die KfW IPEX-Bank GmbH, die 
KfW Entwicklungsbank und die Deutsche Entwicklungs-
gesellschaft (DEG) international tätig, allerdings mit unter-
schiedlichen Zuständigkeiten und Zielsetzungen. Während 
die KfW IPEX-Bank die internationale Wettbewerbsfähig-
keit deutscher Unternehmen stärken soll, fördert die DEG 
privatwirtschaftliche Projekte in Entwicklungsländern. 
Die KfW Entwicklungsbank wiederum setzt im Auftrag 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) die finanzielle Zusammen-
arbeit um.

Der Energiesektor ist für die KfW Bankengruppe ins-
gesamt ein Wachstumstreiber. So haben KfW IPEX-Bank, 
KfW Entwicklungsbank und DEG im Zeitraum von 2006 bis 
2015 für Investitionen in erneuerbare Energien im Ausland 
insgesamt 16 Milliarden Euro zugesagt. Gefördert wurden 
damit Windkraftanlagen, Wasserkraftwerke wie auch die 
Solarenergie. Zwischen 2007 und 2016 entfielen im inter-
nationalen Geschäft aber auch rund sieben Milliarden Euro 
an Neuzusagen auf fossile Energien für Gas-, Kohle- sowie 
Öl- und Dieselkraftwerksprojekte. 

Gerne bezeichnet sich die KfW Bankengruppe als „Bank 
aus Verantwortung“. Ein Blick auf die sozialen, ökologi-
schen und menschenrechtlichen Standards scheint die-
sen Anspruch durchaus zu bestätigen. Bereits 2008 hat 
die KfW Bankengruppe eine eigene Menschenrechtserklä-
rung veröffentlicht. Darüber hinaus haben KfW IPEX-Bank 
und die Entwicklungsbank jeweils eigene Nachhaltigkeits-
richtlinien. Darin verweisen sie auf die Menschenrechts-

in Bezug auf Lieferanten und zwei Unternehmen bekennen 
sich nicht öffentlich zu Menschenrechten.

Viele dieser Energieversorger führen jedoch Kohle, Gas 
und andere Brennstoffe aus dem Ausland ein. Zwar ge-
ben einige von ihnen an, sich an die geltenden Vergabe-
gesetze zu halten. Doch nur fünf der Unternehmen haben 
einen eigenen Verhaltenskodex für Lieferanten oder Be-
schaffungsgrundsätze verabschiedet. Dabei haben NRO 
in den vergangenen Jahren wiederholt gravierende Men-
schenrechtsverletzungen dokumentiert, etwa beim Koh-
leabbau in Kolumbien, Südafrika und Russland. Nur vier 
staatliche Energieversorger erteilen über die Herkunft 
der Kohle überhaupt Auskunft, und auch diese bleiben 
meistens vage. Einzig EnBW gibt neuerdings die konkre-
ten Bezugsmengen für einzelne Kohlelieferanten an. Wie 
die fortwährende Geschäftsbeziehung der EnBW mit dem 
stark umstrittenen Bergbauunternehmen Drummond in 
Kolumbien gleichzeitig zeigt, ist Transparenz zwar ein ers-
ter wichtiger Schritt, aber noch kein Garant für menschen-
rechtliche Sorgfalt. 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen des NAP-
Prozesses – entgegen ersten weitergehenden Entwürfen 
– dagegen entschieden, Unternehmen im Eigentum des 
Bundes verbindlich zur menschenrechtlichen Sorgfalt zu 
verpflichten. Zwar erklärt sie im NAP, dass diese Unterneh-
men einer unmittelbaren Grundrechtsbindung unterlägen. 
Inwiefern sich diese Grundrechtsbindung jedoch auch auf 
Menschenrechtsverletzungen durch Tochterfirmen oder 
in Lieferketten im Ausland bezieht, führt sie nicht aus. 
Nachhaltigkeit und Menschenrechte finden auch in den 
„Grundsätzen guter Unternehmens- und Beteiligungsfüh-
rung“ des Bundesfinanzministeriums von 2009 und dem 
darin enthaltenen Public Corporate Governance Kodex 
keine Erwähnung. Zwar verweist der Deutsche Nachhal-
tigkeitskodex auf die Menschenrechte, allerdings nur mit 
Blick auf die Lieferkette. Zudem ist der Kodex ein freiwil-
liges Berichtsrahmenwerk und keine politische Vorgabe. 

Zur Analyse von Ländern und Kommunen haben die 
Herausgeber dieser Studie auch diejenigen öffentlichen 
Stellen befragt, die an den zehn größten Energieversor-
gern im öffentlichen Eigentum jeweils den größten Anteil 
besitzen. Keiner der größten Anteilseigner hat menschen-
rechtliche Grundsätze zur Verantwortung von Unterneh-
men im öffentlichen Besitz verabschiedet. Vier Kommu-
nen verweisen in ihren Antworten oder auf ihrer Website 
lediglich auf Selbstverpflichtungen und ihr Engagement 
zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung. 
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erkannt werden. Denn über die Einhaltung der vereinbar-
ten Umwelt- und Sozialpläne haben die Finanziers wenig 
Kontrolle. Als eine entscheidende Schwachstelle erweist 
sich dabei auch der Mangel an Transparenz. So veröf-
fentlicht die KfW bislang weder Folgenabschätzungen 
noch Umwelt- und Sozialpläne, die KfW IPEX-Bank nicht  
einmal die Liste der finanzierten Projekte. Über einen un-
abhängigen Beschwerdemechanismus verfügt nur die 
DEG.

Allzu zaghafte Reformschritte in der Außenwirt-
schaftsförderung des Bundes

Ähnlich wie die KfW IPEX-Bank zielt auch die Außen-
wirtschaftsförderung des Bundes darauf ab, die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
zu stärken. Über Exportkreditgarantien (so genannte Her-
mesbürgschaften) in Höhe von 20,6 Milliarden Euro, Inves-
titionsgarantien über 4,3 Milliarden Euro sowie Ungebun-
dene Finanzkredite über 246 Millionen Euro hat allein der 
Bund Exporte und Investitionen deutscher Unternehmen 
in Schwellen- und Entwicklungsländer im Jahr 2016 ge-
gen wirtschaftliche und politische Risiken abgesichert.  
30 Prozent der ausgewiesenen Einzeldeckungen für Ex-
portkreditgarantien betrafen dabei den Energiesektor. 
Hinzu kommen 22,8 Prozent für Deckungen bei der Erdöl- 
und Erdgasförderung. Auf erneuerbare Energien entfielen 
nur vier Prozent der Hermesbürgschaften. 

Auch in jüngerer Zeit sicherte der Bund Projekte ab, bei 
denen Menschenrechte gefährdet oder verletzt wurden. So 
gewährte die Bundesregierung 2012 der deutschen Nie-
derlassung des österreichischen Unternehmens Andritz 
eine Hermesbürgschaft für die Lieferung von Großturbinen 
zum Staudamm Hidrosogamoso in Kolumbien. Mit dem 
Staudamm wurde eine Fläche von 70 Quadratkilometern 
überschwemmt, die vorher für Vieh- und Landwirtschaft 
genutzt wurde. Viele der 180 umgesiedelten Familien be-
klagen, dass sie als Ersatz Grundstücke mit minderwerti-
ger Bodenqualität erhielten. Weitere betroffene Familien, 
deren Einkünfte aus Fischerei, Tourismus und Handel we-
gen des Staudamms einbrachen, wurden gar nicht berück-
sichtigt. Andere Problemfälle sind die Hermesbürgschaf-
ten für die südafrikanischen Kohlekraftwerke Medupi und 
Kusile sowie für die Lieferung dreier Gaskraftwerke durch 
Siemens in das autoritär regierte Ägypten, für die auch die 
KfW IPEX-Bank Exportkredite vergeben hat. 

Für die Vergabe von Exportkrediten haben sich die  
Exportkreditagenturen innerhalb der OECD auf eine ge-

erklärung der Bankengruppe, formulieren deren Umset-
zung allerdings nur als Anspruch, nicht als verbindliche 
Verpflichtung. Auch die DEG hat eine Umwelt- und Sozial-
richtlinie verabschiedet, in der die Menschenrechte nicht 
erwähnt werden. 

Entgegen ihrem Anspruch hat die KfW Bankengruppe 
auch im Energiesektor mehrere Projekte mitfinanziert, 
welche die Umwelt und Menschenrechte erheblich ge-
fährden oder bereits beeinträchtigt haben. So hat die KfW 
IPEX-Bank 2008 und 2009 durch Exportkredite für Kessel-
lieferungen zum Bau der südafrikanischen Kohlekraft-
werke Medupi und Kusile beigetragen. Da für Medupi der 
Einbau angemessener Rauchgasentschwefelungsanlagen 
erst fünf Jahre nach Inbetriebnahme der jeweiligen Kessel 
geplant ist, wird das Recht auf Gesundheit im Umland er-
heblich gefährdet. Der enorme Wasserverbrauch bedroht 
überdies die Rechte auf Wasser und Nahrung. Zwar hat das 
federführende Entwicklungsministerium für die DEG und 
die KfW Entwicklungsbank die Finanzierung von Neubau-
ten sowie die Ertüchtigung bereits stillgelegter Kohlekraft-
werke inzwischen ausgeschlossen. Die unter Federführung 
des Wirtschafts- und Finanzministeriums agierende KfW 
IPEX-Bank hat jedoch lediglich striktere Umweltstandards 
für die Kohleförderung beschlossen. Sehr problematisch 
ist auch die Finanzierung von Bergbauaktivitäten durch 
die KfW IPEX-Bank, u. a. im Rahmen von allgemeinen Un-
ternehmenskrediten für den vielfach kritisierten Bergbau-
konzern Glencore.

Zu Menschenrechtsverletzungen ist es aber auch bei 
Großprojekten im Bereich der erneuerbaren Energien 
gekommen, an deren Finanzierung sich die KfW Banken-
gruppe beteiligt hat. So lösten Polizeikräfte eine friedliche 
Blockade indigener Gemeinschaften gegen den Staudamm 
Santa Rita in Guatemala gewaltsam auf, wobei drei Men-
schen getötet und 50 verletzt wurden. Über einen Private-
Equity-Fonds war auch die DEG an der Finanzierung des 
Wasserkraftwerks beteiligt. Selbstbestimmungsrechte und 
Landrechte der indigenen Massai wurden auch beim Bau 
des geothermischen Kraftwerks Olkaria IV in Kenia miss-
achtet, zu dessen Finanzierung die KfW Entwicklungsbank 
einen Kredit von 60 Millionen Euro beigetragen hat. 

Immer wieder zeigt sich in solchen Fällen, dass die be-
troffene Bevölkerung und kritische Zivilgesellschaft bei 
Umwelt- und Sozialverträglichkeitsprüfungen nicht aus-
reichend konsultiert, erhebliche Risiken übersehen oder 
vernachlässigt werden. Hinzu kommt, dass viele Projekte 
selbst dann bewilligt werden, wenn die Risiken frühzeitig 
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Die 2016 beschlossene EU-Verordnung zu Konfliktmine-
ralien betrifft lediglich Zinn, Tantal, Wolfram und Gold.

Die von der EU angestrebte Liberalisierung von Dienst-
leistungen schränkt zudem die Regulierungsspielräume 
anderer Staaten ein, den Zugang ärmerer Bevölkerungs-
gruppen zu bezahlbarer Energie sicherzustellen. So will die 
EU-Kommission etwa in den aktuell verhandelten Abkom-
men mit Mexiko und den Staaten des MERCOSUR Preisre-
gulierungen für Strom und Treibstoffe nur noch unter sehr 
restriktiven Bedingungen und zeitlich befristet zulassen. 
Zugleich ist aber keine Verpflichtung vorgesehen, durch 
Sozialmaßnahmen die hohen Energiepreise für ärmere 
Menschen auszugleichen. Damit können die Kosten zum 
Heizen, Kühlen, Kochen und für den täglichen Arbeitsweg 
für viele Menschen in einem Maße ansteigen, das ihr Recht 
auf einen angemessenen Lebensstandard gefährdet. 

Große menschenrechtliche Risiken bergen auch die In-
vestitionsschutzbestimmungen, welche die EU in Abkom-
men mit Vietnam, Singapur und Kanada bereits vereinbart 
hat und in aktuellen Verhandlungen mit mindestens 14 
weiteren Ländern anstrebt. Europäische Investoren er-
hielten damit nicht nur im Falle formeller Enteignungen, 
sondern auch bei sogenannten „indirekten“ Enteignungen 
das Recht auf eine „prompte, angemessene und effektive 
Entschädigung“. Aus dem Standard der „billigen und ge-
rechten Behandlung“ haben Schiedsgerichte in mehreren 
Urteilen ein Recht von Auslandsinvestoren auf ein stabiles 
und vorhersehbares Investitionsklima abgeleitet. 

Auf Grundlage dieser Standards werden auch Regulie-
rungen zum Schutz der Umwelt und sozialer Menschen-
rechte vor Schiedsgerichten angreifbar, sofern sie die Pro-
fitträchtigkeit einer Investition schmälern. Wie konkret 
dieses Risiko auch im Energiesektor ist, haben verschiede-
ne erfolgreiche Klagen von US-Konzernen gezeigt. So wur-
de Ecuador zu einer Schadensersatzzahlung an Chevron 
verurteilt. Der Grund für dieses Urteil: Nach Meinung des 
Investitionsschiedsgerichts hatte ein ecuadorianisches 
Gericht Chevron zu Unrecht wegen der Verseuchung des 
Amazonasgebietes und der Schädigung der Gesundheit 
indigener Völker zu einer Schadensersatzzahlung verur-
teilt. Auch die beiden Klagen des schwedischen Energie-
konzerns Vattenfall gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land vor einem Schiedsgericht wegen wasserrechtlicher 
Umweltauflagen für das Kohlekraftwerk Moorburg und 
wegen des Atomausstiegs stehen in einem Spannungs-
verhältnis zum Schutz der Menschenrechte auf Gesund-
heit und Leben.

meinsame Leitlinie zur ökologischen und sozialen Sorg - 
falt geeinigt. In der Version von 2012 dieser sogenann-
ten Common Approaches wurden erstmals auch Men-
schenrechte erwähnt. Doch selbst die aktuelle Version von 
2016 verlangt eine eigene Menschenrechtsprüfung nur in 
solchen Fällen, in denen eine hohe Wahrscheinlichkeit 
schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen besteht. 
Dies umzusetzen, hat die Bundesregierung auch im NAP 
angekündigt. Auch im allgemeinen Prüfverfahren will sie 
die Eigenständigkeit und Sichtbarkeit der menschenrecht-
lichen Aspekte erhöhen. Ob dies zu substanziellen Verbes-
serungen führt, bleibt abzuwarten. Eine wesentliche Vor-
aussetzung dafür wäre eine deutlich höhere Transparenz 
im gesamten Prüfverfahren – sowohl bei Hermesbürg-
schaften als auch bei Investitionsgarantien und sogenann-
ten Ungebundenen Finanzkrediten – um eine kritische Be-
gleitung durch Betroffene und NRO zu erlauben. 

Mangelnde Menschenrechtskohärenz in der 
Handels- und Investitionspolitik der EU

Laut der EU-Handelsstrategie „Handel für alle“ spielt 
der Zugang zu Energie und Rohstoffen eine entscheidende 
Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit der EU. Daher fordert 
sie auch in diesem Bereich von ihren Handelspartnern den 
Abbau von Exportbeschränkungen für Rohstoffe, die Libe-
ralisierung von Dienstleistungen, striktere geistige Eigen-
tumsrechte, einen verbesserten Marktzugang und Schutz 
für europäische Auslandsinvestitionen sowie einen gleich-
berechtigten Zugang zu öffentlichen Aufträgen im Ausland. 
Entsprechende Regelungen schränken die Regulierungs-
spielräume von Staaten im Energie- und Rohstoffsektor 
erheblich ein und können sich direkt oder indirekt negativ 
auf die Menschenrechte auswirken.

Fast siebzig Prozent der in Deutschland eingesetzten 
Primärenergie stammten 2015 aus Energieimporten. In 
vielen Herkunftsländern dieser Rohstoffimporte – wie Ni-
geria (Erdöl), Kolumbien und Südafrika (Steinkohle) – wur-
den seit Jahren gravierende Menschenrechtsverletzungen 
dokumentiert. Dies gilt auch für den Import von Kupfer aus 
Peru, das bei erneuerbaren Energien Verwendung findet. 
Es besteht eine bemerkenswerte Spannung: Einerseits 
verbieten oder beschränken EU-Handelsabkommen die 
Erhebung von Abgaben auf Rohstoffexporte in den Ab-
bauländern, womit sie europäischen Unternehmen einen 
günstigeren Zugang zu diesen Rohstoffen verschaffen. An-
dererseits werden europäische Importeure und Industrie-
betriebe nicht verpflichtet, beim Import dieser Rohstoffe 
ihre menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten umzusetzen. 
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NRO und Forschungseinrichtungen haben mehrere Fäl-
le dokumentiert, in denen CDM-Projekte sowohl zu mas-
siven Umweltschäden als auch zu Menschenrechtsverlet-
zungen gegenüber der lokalen Bevölkerung geführt haben. 
So wird berichtet, dass für das indische Kohlekraftwerk 
Sasan vier Dörfer mit Gewalt zwangsumgesiedelt und das 
Eigentum der Bewohner/-innen zerstört wurden. In den 
neuen Siedlungen fehlten demnach angemessene Ein-
kommensmöglichkeiten und Schulen, wodurch die Rechte 
auf einen angemessenen Lebensstandard verletzt wurden. 
Angehörige einer indigenen Gemeinschaft wurden aus ih-
ren Waldgebieten vertrieben und ihre Lebensgrundlagen 
zerstört, ohne dass sie eine angemessene Entschädigung 
erhalten hätten. 

Auch bei dem geothermischen Kraftwerk Olkaria IV in 
Kenia, das im Juni 2013 als CDM-Projekt registriert und 
durch die KfW Entwicklungsbank gefördert wurde, be-
steht eine deutsche Beteiligung. Für das Projekt wurden 
vier Massai-Dörfer umgesiedelt. Lokale Anwohner/-innen 
beklagen, dass nicht alle Betroffenen entschädigt und in 
den neuen Siedlungen nicht genügend Häuser zur Verfü-
gung gestellt worden seien. Die neuen, minderwertigen 
Ländereien erlauben es den Menschen nicht, durch Vieh-
haltung und Tourismus einen angemessenen Lebensstan-
dard zu sichern. Auch in diesem Fall wurden zudem – unter 
anderem im Konsultationsprozess – die Rechte indigener 
Völker missachtet. Das von der DEG mitfinanzierte Wasser-
kraftwerk Barro Blanco wurde ebenfalls als CDM-Projekt 
registriert. Es handelt sich um das erste Projekt, dem diese 
Registrierung nach massiven Menschenrechtsbeschwer-
den im Jahr 2016 wieder entzogen wurde. 

Im Klimavertrag von Paris wird der CDM nicht erwähnt, 
so dass dieser vermutlich 2020 auslaufen wird. Allerdings 
sieht der Klimavertrag die Schaffung eines neuen Mecha-
nismus vor, um Treibhausgasemissionen zu vermeiden 
und nachhaltige Entwicklung zu unterstützen. Aufgrund 
der massiven Fehlentwicklungen beim CDM sollte der neue 
Marktmechanismus grundlegend anders gestaltet werden. 
Die konsequente Berücksichtigung der Menschenrechte 
muss dafür ein wichtiges Kriterium sein. Ebenso wichtig 
wird es sein, die Erfahrungen mit dem CDM für weitere 
Marktmechanismen zu nutzen, wie z. B. den Ausgleichs-
mechanismus, den die internationale Luftfahrtorganisa-
tion ICAO aufsetzen will. Diese hat 2016 beschlossen, dass 
das weitere Emissionswachstum des Flugverkehrs ab 2020 
mit Hilfe eines neuen Marktmechanismus klimaneutral 
erfolgen soll.

Die Aufnahme des „Rechts zur Regulierung“ in den Han-
delsvertrag mit Kanada (CETA) und andere Abkommen 
wird dieses Dilemma nicht auflösen. Das Recht von Inves-
toren auf Entschädigung bleibt davon unberührt, wenn 
Regulierungsmaßnahmen deren Gewinnerwartungen ein-
schränken. NRO fordern daher, in einer Allgemeinen Aus-
nahmeklausel in den Handelsverträgen selbst, wie auch 
im aktuell verhandelten UN-Menschenrechtsabkommen 
für transnationale Konzerne und andere Unternehmen, 
den Vorrang von Menschenrechten unmissverständlich 
klarzustellen. Schon vor Verhandlungsbeginn sollte die EU 
zudem menschenrechtliche Folgenabschätzungen durch-
führen, um problematische Bestimmungen vorab zu iden-
tifizieren und auszuschließen. Beides hat die EU bisher 
abgelehnt. Die Bundesregierung hat im NAP frühzeitige 
Folgenabschätzungen zwar befürwortet, Menschenrechts-
klauseln in Handelsabkommen jedoch eine Absage erteilt.

Mangelnde Menschenrechtskohärenz bei der 
Förderung „sauberer“ Energie im Klimaregime

Menschenrechtliche Kohärenz ist auch in der Klima-
politik geboten. Mit Blick auf den Energiesektor wirft in 
dieser Hinsicht besonders der Clean Development Me-
chanism (CDM) erhebliche Zweifel auf, der 1997 im Rah-
men des Kyoto-Protokolls geschaffen wurde. Der Mecha-
nismus verfolgt das doppelte Ziel, Entwicklungsländer 
bei ihren Anstrengungen zur nachhaltigen Entwicklung 
und zugleich industrialisierte Länder bei der Erreichung 
ihrer Emissionsreduzierungszusagen zu unterstützen. Zu 
diesem Zweck stellt der CDM für Klimaschutzprojekte in 
Entwicklungsländern, auch im Energiesektor, Emissions-
reduzierungszertifikate aus. 

Das Problem: In den sogenannten „Modalitäten und 
Prozeduren“ des CDM wird der Begriff der nachhaltigen 
Entwicklung nicht definiert. Auch die Notwendigkeit der 
Achtung von Menschenrechten wird nicht erwähnt. Eben-
so wenig ließen sich – aufgrund des Widerstands einiger 
Staaten – Regeln zur Durchführung von Konsultationen 
mit der betroffenen Bevölkerung festlegen. Insbesonde-
re die Gruppe G77 und China setzten in den Verhandlun-
gen durch, dass es im Ermessen der Gastgeberstaaten 
der Projekte liegt, eigene Nachhaltigkeitskriterien und 
Prozeduren zur Konsultation festzulegen sowie deren Ein-
haltung zu beurteilen. Aber auch vielen Industrieländern 
war dieses Ergebnis recht. Studien haben gezeigt, dass 
die meisten Gastgeberstaaten nur vage und unverbind-
liche Richtlinien ausgeben und deren Einhaltung nicht 
sorgfältig überprüfen. 
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konsortium unter Leitung des französischen Unterneh-
mens Total Erdgas, neuerdings auch mittels Fracking. Die 
BASF-Tochter Wintershall ist daran ebenfalls beteiligt. Vor 
Ort beklagen Betroffene einerseits die Umweltauswirkun-
gen der Gasförderung, u. a. zahlreiche Lecks und einen ho-
hen Wasserverbrauch. Zudem gebe es Probleme mit Ent-
schädigungszahlungen, insbesondere für diejenigen, die 
zwar schon seit Jahrzehnten auf ihrem Land leben, aber 
keine Eigentumstitel vorweisen können. 

Lückenhafte Integration von Menschenrechten 
in die Unternehmenspolitik

Die menschenrechtliche Sorgfalt endet nach den UN-
Leitprinzipien nicht am Werkstor, sondern erstreckt sich 
auf die gesamte Wertschöpfungskette. Dieser Tatsache 
ist sich ein Großteil der Unternehmen bewusst. So verfü-
gen 17 Unternehmen über einen Verhaltenskodex für Zu-
lieferer oder eine Einkaufspolitik, die von diesen die Ein-
haltung von Menschenrechten einfordert. Weitere sechs 
Unternehmen erwarten von ihren Zulieferern, dass diese 
den unternehmenseigenen Verhaltenskodex einhalten. 

Obwohl sich die Verhaltenskodizes und Einkaufspoliti-
ken sehr überwiegend auf die Menschenrechte beziehen, 
werden zentrale Problemfelder in globalen Lieferketten 
ausgeklammert. Nur zwölf verlangen explizit die Zahlung 
nationaler gesetzlicher Mindestlöhne, und nur ein einziges 
Unternehmen fordert Löhne, die auch die Grundbedürf-
nisse der Beschäftigten und ihrer Familien befriedigen, 
wie es aus menschenrechtlicher Perspektive geboten ist. 
Weniger als ein Viertel (7) der Unternehmen fordern – über 
die faire Behandlung der Mitarbeiter/-innen hinaus – eine 
Vermeidung möglicher Schädigungen der Menschen in 
den umliegenden Gemeinschaften.

Erste Fortschritte bei der Untersuchung  
menschenrechtlicher Risiken

Um die menschenrechtlichen Risiken abzuschätzen, 
sollen Wirtschaftsunternehmen nach den UN-Leitprinzipi-
en die tatsächlichen und potenziellen nachteiligen men-
schenrechtlichen Auswirkungen ermitteln und bewerten, 
an denen sie entweder durch ihre eigene Tätigkeit oder 
ihre Geschäftsbeziehungen beteiligt sind. Während über 
ein Drittel der befragten Unternehmen auf diese Frage 
nicht explizit eingeht oder bislang keine derartigen Analy-
sen vornimmt, geben immerhin 19 Unternehmen an, dass 
sie menschenrechtliche Risikoanalysen durchführen. Von 
sechs Unternehmen berichten insbesondere davon, Men-

Menschenrechtliche Sorgfalt deutscher Unter-
nehmen – klare und verbindliche Vorgaben  
nötig

Nach den UN-Leitprinzipien kommt den Unterneh-
men auch eine eigene Verantwortung zu, die Menschen-
rechte in ihren Aktivitäten und Geschäftsbeziehungen zu 
achten. Demnach wird erwartet, dass die Unternehmen 
menschenrechtliche Grundsatzerklärungen verabschie-
den, die Menschenrechte in alle Bereiche der Unterneh-
menspolitik integrieren, menschenrechtliche Risiken und 
Auswirkungen untersuchen, Maßnahmen zur Abwendung 
dieser Risiken ergreifen, Schäden wiedergutmachen, über 
Risiken und Maßnahmen transparent berichten sowie Be-
schwerdemechanismen einrichten. Kapitel 5 untersucht, 
inwieweit deutsche Unternehmen diese Kernforderungen 
im Energiesektor umsetzen. Befragt und analysiert wur-
den dafür 30 in Deutschland operierende Unternehmen 
des Energiesektors. 

Zu wenige Grundsatzerklärungen –  
mit Mängeln in der Qualität

Von den befragten Unternehmen haben lediglich sieben 
eine eigene Grundsatzerklärung verabschiedet, in der sie 
sich zur Einhaltung der Menschenrechte verpflichten. Ein 
weiteres Dutzend bekennt sich in ihrem unternehmensei-
genen Verhaltenskodex zu den Menschenrechten. Elf der 
befragten Unternehmen haben sich damit weder in einer 
Grundsatzerklärung noch im Verhaltenskodex zu den Men-
schenrechten bekannt. Sieben Unternehmen haben sich 
nur eingeschränkt oder gar nicht öffentlich zu den Men-
schenrechten geäußert.

Auch die Qualität der Menschenrechtserklärungen va-
riiert stark: von der bloßen Erwähnung bis zur expliziten 
Referenz auf entsprechende Menschenrechtsabkommen 
und Umsetzungsinstrumente. Nur sechs der zwölf Verhal-
tenskodizes mit Menschenrechtsbezug können – nach den 
Maßstäben der UN-Leitprinzipien – als qualitativ akzep-
table menschenrechtliche Grundsatzerklärung gewertet 
werden. Positiv ist zu bewerten, dass die meisten Grund-
satzerklärungen nicht nur die Mitarbeiter/-innen zur Ein-
haltung der Menschenrechte auffordern, sondern auch 
die Geschäftspartner. 

Auch bei einer umfassenden Positionierung zur men-
schenrechtlichen Verantwortung steht diese mitunter in 
einem Spannungsverhältnis zur unternehmerischen Pra-
xis: So fördert in Vaca Muerta in Argentinien ein Firmen-
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niedrigen Entschädigungen und Pachtzinsen führen seit 
mehr als zehn Jahren zu Konflikten zwischen der lokalen 
Bevölkerung und den operierenden Unternehmen. 

Maßnahmen zur Vermeidung negativer 
Auswirkungen

Wenn ein Unternehmen durch eigene Folgenabschät-
zungen oder auch Berichte von Dritten erfährt, dass die 
eigenen Aktivitäten oder Geschäftsbeziehungen sich mög-
licherweise negativ auf die Menschenrechte auswirken, 
muss es geeignete Maßnahmen ergreifen, um diese Aus-
wirkungen zu vermeiden oder ihnen zu begegnen. Das 
Fallbeispiel eines Solarkraftwerkes aus Marokko zeigt, 
welche Schritte nach umfangreichen Konsultationen der 
lokalen Bevölkerung vorgenommen wurden, um deren 
Erwartungen nachzukommen. Ein wichtiges Anliegen war 
für die Bevölkerung, dass möglichst viele Arbeitsplätze für 
lokale Arbeitskräfte entstehen. Zudem ging es um Aus-
gleichszahlungen für nicht mehr nutzbares Land sowie 
um den Wasserbedarf für das Kraftwerk. Eine Konsequenz 
war außerdem, vor Ort einen Beschwerdemechanismus 
einzurichten.

Im Rahmen der Unternehmensbefragung berichteten 
viele Unternehmen über Maßnahmen in Bezug auf die 
Lieferkette. Positiv ist zu bewerten, dass 23 Unterneh-
men nach eigenen Angaben bereits vor der Aufnahme 
von Geschäftsbeziehungen mit neuen Zulieferern ermit-
teln, ob diese bestimmten Mindeststandards nachkom-
men. Davon geben zehn der befragten Unternehmen ex-
plizit an, auch die Einhaltung von Menschenrechten ihrer 
Lieferant/-innen zu prüfen. Unklar bleibt, ob diese Prü-
fungen lediglich auf Selbstauskünften der potenziellen 
Geschäftspartner basieren oder auch weitergehende Re-
cherchen einschließen. 

Ein nächster wichtiger Schritt ist die vertragliche Fest-
schreibung von Menschenrechtsstandards. Allerdings gibt 
nur ein Drittel der befragten Unternehmen an, dass der 
Lieferantenkodex oder die Einkaufspolitik Bestandteil der 
Verträge seien und vom Zulieferer unterzeichnet werden 
müssten. Ein weiteres Drittel erwartet von den Geschäfts-
partnern zwar die Einhaltung der Lieferkodizes, benennt 
dies aber nicht eindeutig als Vertragsgegenstand. 

Für die Wirkung von Standards ist es erforderlich, deren 
Einhaltung auch zu untersuchen. Knapp zwei Drittel (19) 
der Unternehmen geben an, ihre Lieferanten durch Au-
dits oder ähnliche Kontrollen zu prüfen, doch nur elf Un-

schenrechtsthemen in ihre bestehenden Risiko- oder Ma-
nagementprozesse integriert zu haben, während andere 
darüber hinaus auch zusätzliche Menschenrechtsrisiko-
analysen für das ganze Unternehmen oder für bestimmte 
risikoreiche Projekte durchgeführt haben. Sechs Unterneh-
men konzentrieren sich bei ihrem menschenrechtlichen 
Risikomanagement auf ihre Liefer- bzw. Wertschöpfungs-
kette. Insgesamt lässt sich in diesem Bereich eine positive 
Dynamik feststellen. Bis 2014 hatte nach einer Vorgänger-
studie der Herausgeber kein einziges DAX-Unternehmen 
eine tiefergehende menschenrechtliche Folgenabschät-
zung vorgenommen. 

Eine qualitative Beurteilung ist jedoch weiterhin sehr 
schwierig, da bislang nur von zwei Unternehmen men-
schenrechtliche Risikoanalysen öffentlich zugänglich sind. 
Während einige Unternehmen nur sehr kappe Angaben 
zur Methodik machen, äußern sich andere dazu ausführ-
licher und erlauben somit immerhin einen annähernden 
Vergleich mit den Ansprüchen der UN-Leitprinzipien. Eine 
erste wichtige Anforderung besteht darin, dass ein Unter-
nehmen seine zentralen Herausforderungen in den Blick 
nimmt. Demgegenüber konzentrieren sich einige Unter-
nehmen in ihren Risikoanalysen auf ihre Zulieferer, ob-
gleich manche der befragten Unternehmen in erster Li-
nie wegen eigener Projekte bzw. wegen technologischer 
Belieferung von Großprojekten in der Kritik stehen. Auch 
ein zweites zentrales Kriterium, die Konsultation poten-
ziell Betroffener vor Ort, erfüllen offenbar die wenigsten 
Unternehmen. Nur acht Unternehmen gaben an, potenzi-
ell Betroffene überhaupt einzubeziehen, wobei auch hier 
die Angemessenheit im Rahmen der vorliegenden Studie 
nicht untersucht werden konnte. Bisher wird das Transpa-
renzkriterium ebenfalls nicht erfüllt. Bis auf die erwähnten 
Risikoanalysen von zwei Unternehmen haben die unter-
suchten Unternehmen bislang die Ergebnisse von Risi-
koanalysen oder tiefergehenden Folgenabschätzungen 
nicht veröffentlicht. 

In vielen Fallbeispielen in diesem Bericht wird deutlich, 
dass die Auswirkungen auf die Betroffenen im Umfeld der 
Energieprojekte nicht oder nicht angemessen berücksich-
tigt wurden. Das betrifft zum Beispiel Windparks in Me-
xiko, an die Siemens u. a. Umspannwerke und Hochleis-
tungsleitungen liefert. Nach den vorliegenden Berichten 
betrachten viele Bauern und Bäuerinnen die Verträge zur 
Landverpachtung als ungerecht. Sie beschweren sich, dass 
sie keine oder sogar falsche Informationen erhielten, was 
mit ihrem Land geschehen soll. Die Desinformation bei der 
Landübergabe sowie die im Vergleich zu anderen Ländern 
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Transparenz über Prozesse –  
nicht jedoch über Ergebnisse 

Transparenz ist ein wesentliches Element der men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht der Unternehmen. Nur 
bei angemessener Berichterstattung können Staaten,  
Zivilgesellschaft und Finanzmarkt bewerten, ob ein Unter-
nehmen sich ausreichend um den Schutz der Menschen-
rechte kümmert. Die Berichterstattung erfolgte 2015 bei 
der Hälfte der untersuchten Unternehmen über einen  
eigenständigen Nachhaltigkeitsbericht. Acht weitere 
Unternehmen haben entweder einen kombinierten Ge-
schäfts- und Nachhaltigkeitsbericht veröffentlicht oder 
in ihrem Geschäftsbericht Nachhaltigkeitsinformationen 
integriert. Bei zwei Unternehmen konnte weder ein Nach-
haltigkeits- noch ein Geschäftsbericht gefunden werden.

Entscheidend ist bei der Berichterstattung jedoch die 
Qualität. Nur gut die Hälfte (16) der befragten Unterneh-
men richtete sich nach den Vorgaben der Global Reporting 
Initiative (GRI). Während neun Unternehmen den Men-
schenrechten immerhin einen eigenen Abschnitt im Be-
richt einräumen, wird in 13 Berichten nur die Bedeutung 
der Menschenrechte erwähnt, in den verbleibenden Be-
richten gar nicht. 23 Unternehmen berichten über die Ver-
fahren, mit denen sie auf Problemfälle reagieren, wobei 
die Aussagekraft stark variiert. Kaum ein Unternehmen 
veröffentlicht jedoch Zahlen darüber, wie oft Probleme 
aufgetreten sind. Einige Unternehmen machen hingegen 
Angaben, wie oft Probleme zu einem Vertragsrücktritt ge-
führt haben. 

Großer Nachholbedarf besteht bei der Offenlegung 
der menschenrechtlichen Auswirkungen des unterneh-
merischen Handelns. Zwar berichten viele Unternehmen 
inzwischen über ihre Verfahren zur menschenrechtlichen 
Sorgfalt. Über die konkreten Risiken und Auswirkungen 
ihrer Aktivitäten und Geschäftsbeziehungen finden sich in 
den öffentlichen Berichten der Unternehmen in der Regel 
jedoch keine oder nur sehr vage Informationen. Über kon-
krete Fälle wird so gut wie nie berichtet. Nur zwei Unter-
nehmen haben entweder von einem Pilotvorhaben oder 
bereits von mehreren Risikoanalysen Informationen veröf-
fentlicht. Nur ein Unternehmen berichtet bislang auf Basis 
des UN Guiding Principles Reporting Framework. Damit 
erfüllt fast kein Unternehmen die Transparenzanforde-
rungen der UN-Leitprinzipien, wonach die bereitgestellten 
Informationen eine Beurteilung der Angemessenheit der 
ergriffenen Maßnahmen durch Dritte erlauben müssen.

ternehmen berichten, dass die Audits auch durch Externe 
durchgeführt werden. Doch nicht die Menge ist wesentlich, 
sondern die Lieferanten mit potenziell schwerwiegenden 
Risiken zu überprüfen sowie große und strategisch wich-
tige Lieferanten mit einem hohen Liefervolumen zu er-
fassen. 

Über die Kontrolle hinaus stehen Unternehmen aber 
auch in der Verantwortung, die notwendigen Vorausset-
zungen zu schaffen, damit Geschäftspartner Menschen-
rechtsstandards einhalten können. Dazu gehört zunächst 
eine klare Kommunikation, aber auch die Schulung von 
Verantwortlichen in den Betrieben. Bisher beschränken 
die meisten Unternehmen Schulungen aber auf die eige-
nen Mitarbeiter/-innen, während nur fünf der befragten 
Unternehmen auch Schulungen für Zulieferer anbieten. 

In Problemfällen, wo Zulieferer gegen Menschenrechte, 
Nachhaltigkeitsanforderungen oder Arbeitsstandards ver-
stoßen, reichen Schulungen und Anreize häufig nicht aus. 
In der Tat geben 25 Unternehmen an, dass sie in solchen 
Fällen auch weitergehende Maßnahmen ergreifen, die von 
Abmahnungen bis zum Abbruch der Geschäftsbeziehung 
reichen können. Zwar ziehen 20 Unternehmen in letzter 
Konsequenz auch eine Vertragsbeendigung in Betracht, 
doch geben nur acht von ihnen an, von dieser Möglich-
keit bereits einmal aus menschenrechtlichen Erwägungen 
heraus Gebrauch gemacht zu haben. Nur wenige Unter-
nehmen berichten von anderen konkreten Maßnahmen, 
welche sie als Antwort auf negative menschenrechtliche 
Auswirkungen ergriffen hätten. 

Das Beispiel des umstrittenen Wasserkraftwerks Agua 
Zarca in Honduras hat für Voith Hydro die Frage aufge-
worfen, wann es in einem konkreten Fall erforderlich er-
scheint, die Geschäftsbeziehung zu einem menschenrecht-
lich problematischen Projekt zu beenden oder zumindest 
zu unterbrechen. Im Zusammenhang mit Agua Zarca gibt 
es seit Jahren Auseinandersetzungen mit der betroffenen 
Bevölkerung und sechs Morde an Gegner/-innen des Kraft-
werks sind zu beklagen. Aufgrund von öffentlichem Druck, 
und nachdem wesentliche Geldgeber ihre Beteiligung  
beendet oder suspendiert hatten, zog sich das Joint Ven-
ture von Voith und Siemens vorläufig aus dem Projekt 
zurück.
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nem ausreichenden Maße erfüllen, ist aus Sicht der NRO 
darüber hinaus eine gesetzliche Regelung erforderlich.

Betroffene von Unternehmensunrecht haben 
in Deutschland keinen Zugang zu wirksamer 
Abhilfe

Laut den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte müssen Staaten gewährleisten, dass unter-
nehmensbezogene Menschenrechtsverletzungen „unter-
sucht, geahndet und wiedergutgemacht“ werden. Kapitel 
6 der vorliegenden Studie befasst sich im ersten Teil mit 
den dafür zentralen gerichtlichen Abhilfeverfahren. Dabei 
werden Probleme beim Rechtszugang, die für Betroffene 
von Menschenrechtsverletzungen im Energiesektor entste-
hen, beleuchtet und neue internationale Entwicklungen 
nachgezeichnet. Im zweiten und dritten Teil stehen zwei 
außergerichtliche Beschwerdemechanismen im Fokus: 
die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen und 
der Beschwerdemechanismus der DEG. 

Hürden beim Zugang zu Gerichten für  
Betroffene im Ausland kaum überwindbar

In Deutschland sind die Rechtsgrundlagen, auf die sich 
Betroffene bei Menschenrechtsverletzungen in globalen 
Geschäftsbeziehungen oder Schäden aufgrund des globa-
len Klimawandels stützen können, lückenhaft oder sehr 
unsicher. Wenn ein Tochterunternehmen oder Geschäfts-
partner eines deutschen Konzerns im Ausland zu Men-
schenrechtsverletzungen beitragen, ist dieser Konzern vor 
deutschen Zivilgerichten in der Regel nicht zu belangen. 
Grund ist vor allem das Trennungsprinzip im Gesellschafts-
recht, wonach Vergehen des Tochterunternehmens dem 
Mutterunternehmen nicht zuzurechnen sind. In Deutsch-
land fehlt auch eine so genannte Notzuständigkeitsnorm. 
Diese würde es ermöglichen, dass sich ein deutsches Ge-
richt dann für zuständig erklären kann, wenn es erforder-
lich wäre, um für die Betroffenen das Recht auf ein faires 
Verfahren oder das Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz 
zu gewährleisten, weil dies im eigenen Land nicht mög-
lich ist. Auch aus strafrechtlicher Sicht ist die Situation 
unbefriedigend. Deutschland kennt, im Unterschied zu 
den meisten europäischen Ländern, weiterhin kein Un-
ternehmensstrafrecht. 

Erschwerend kommen besonders im Zivilrecht prozes-
suale Hürden hinzu. So können in Deutschland nicht meh-
rere Betroffene, die aufgrund desselben Unternehmens-
handelns ähnliche Schäden erlitten haben, als Gruppe 

Beschwerdemechanismen –  
im Ausland kaum erreichbar

Damit sie Missständen frühzeitig begegnen und diese 
direkt beseitigen können, sollten Unternehmen für Ein-
zelpersonen oder lokale Gemeinschaften, die von der 
Unternehmensaktivität nachteilig betroffen sein können, 
wirksame Beschwerdesysteme einrichten. Tatsächlich 
berichten von den 30 befragten Energieunternehmen 25, 
dass sie einen Beschwerdemechanismus eingerichtet ha-
ben. Während einige Beschwerdemechanismen nur für 
eigene Mitarbeiter/-innen oder Verbraucher/-innen be-
stimmt sind, geben immerhin fast zwei Drittel der Unter-
nehmen (19) an, dass Beschwerdeverfahren auch für Ex-
terne, wie zum Beispiel Auftragnehmer oder Betroffene, 
zugänglich seien. Allerding geben nur wenige explizit an, 
Beschwerdeverfahren auch im Ausland implementiert 
zu haben. 

Ein weiteres wichtiges Kriterium ist die Ausgewo-
genheit, die eine Prüfung der Beschwerden durch un-
abhängige Expert/-innen voraussetzt. Doch nur bei elf 
Unternehmen werden die Beschwerden von Unterneh-
mensexternen, wie etwa Anwaltskanzleien oder Ombuds-
mann, entgegengenommen. Auch ein drittes Kriterium, 
nämlich der Menschenrechtsbezug von Beschwerdeme-
chanismen, wird nur in den wenigsten Fällen erfüllt. Sechs 
Beschwerdemechanismen, die für lokale Betroffene einge-
richtet wurden, orientieren sich nach Unternehmensanga-
ben an den UN-Leitprinzipien oder werden nach den dort 
definierten Kriterien derzeit überarbeitet. Damit sind die 
meisten Unternehmen im Bereich der Beschwerdemecha-
nismen, trotz einer durchaus dynamischen Entwicklung, 
insgesamt von der Erfüllung menschenrechtlicher Anfor-
derungen weit entfernt. 

Ein ähnliches Fazit lässt sich für die Wahrnehmung 
menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten insgesamt festhal-
ten. Mit Blick auf die im NAP angekündigte Überprüfung 
der menschenrechtlichen Sorgfalt deutscher Unterneh-
men zeigt die Untersuchung, dass eine weitere Konkreti-
sierung der einzelnen Elemente und Schritte vonnöten ist, 
die sowohl für die Unternehmen als auch für das Monito-
ring Orientierung bietet. Wesentlich ist auch, dass die ge-
plante Untersuchung nicht nur auf Selbstauskünften der 
Unternehmen beruhen darf, sondern zumindest bei einer 
angemessenen Stichprobengröße auch die Umsetzung der 
Unternehmensangaben überprüft. Diese Studie zeigt, wie 
groß der Nachholbedarf noch ist. Damit nicht nur wenige 
Vorreiter die Anforderungen der UN-Leitprinzipien in ei-
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maschutzmaßnahmen entstanden sind. Dazu gehört auch 
die Klage eines peruanischen Bauern und Bergführers 
gegen den deutschen Konzern RWE. Als den größten CO2-
Emittenten Europas und Mitverursacher des Klimawan-
dels hat er RWE vor dem Landgericht Essen im November 
2015 angeklagt. RWE hatte sich geweigert, entsprechend 
seinen Emissionen ein halbes Prozent der notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz vor einem schmelzenden Glet-
scher zu bezahlen. 

Außergerichtliche Beschwerdemechanismen 
ohne greifbare Verbesserung für Betroffene

Neben gerichtlicher Abhilfe müssen Staaten effektive 
und angemessene außergerichtliche Beschwerdemecha-
nismen bereitstellen, wenn Unternehmensaktivitäten zu 
Menschenrechtsverletzungen geführt haben. Um wirksam 
zu sein, müssen diese entsprechend den UN-Leitprinzipien 
legitimiert, zugänglich, berechenbar, ausgewogen, trans-
parent und rechte-kompatibel sein. Die OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen gelten derzeit weltweit 
als der wichtigste außergerichtliche Beschwerdemecha-
nismus auf staatlicher Ebene. Seit 2011 beinhalten die 
OECD-Leitsätze ein eigenes Kapitel zu Menschenrechten, 
das den Grundsätzen der UN-Leitprinzipien entspricht. 

Allein die deutsche Nationale Kontaktstelle (NKS) hat 
seit dem Jahr 2000 knapp 40 OECD-Beschwerden entge-
gengenommen. Von diesen betreffen sechs Beschwerden 
den Energiesektor. Dabei ist bemerkenswert, dass die NKS 
von den ersten fünf Beschwerdefällen vier abgewiesen 
hat. Allein eine Beschwerde gegen Nordex SE wegen ei-
nes Windkraftparks in der Türkei nahm die deutsche NKS 
teilweise an. Im Laufe des Vermittlungsverfahrens willig-
te Nordex ein, die Prüfungen seiner Sorgfaltspflicht zu  
verbessern. Diese Zusage bezieht sich jedoch auf zukün-
ftige Fälle, während die Belange der in diesem konkre-
ten Fall direkt Betroffenen nicht ausreichend behandelt 
wurden.

Weder in den genannten noch in Fällen außerhalb des 
Energiesektors wird die deutsche NKS den Anforderun-
gen der UN-Leitprinzipien bislang gerecht. Vor allem sind 
weiterhin große Zweifel an der Legitimität und der Un-
parteilichkeit der deutschen NKS angebracht, die lan-
ge Zeit direkt im Referat für Auslandsdirektinvestitionen 
des Bundeswirtschaftsministeriums angesiedelt war. In-
folge des NAP hat das Ministerium die NKS im Jahr 2017 
als Stabsstelle direkt bei der Abteilungsleitung für Außen-
wirtschaftspolitik eingerichtet. Der Verdacht einer tenden-

eine zivilrechtliche Klage einreichen. Darüber hinaus ist 
das Prozesskostenrisiko bei Klagen auf Schadensersatz 
für eine Vielzahl von Betroffenen kaum tragbar. Besonders 
hoch sind in Deutschland auch die Beweisstandards. Im 
deutschen Zivilrecht gibt es keine umfassenden Beweis-
verfahren, um von der Gegenseite die Offenlegung von re-
levanten Informationen erstreiten zu können, so wie es in 
anderen Rechtsordnungen der Fall ist. 

Die Bundesregierung hat es im NAP versäumt, Rechts-
reformen einzuleiten, wie sie in anderen europäischen 
Ländern begonnen wurden. So hat die französische Nati-
onalversammlung am 21.02.2017 ein Gesetz verabschie-
det, das großen Unternehmen eine menschenrechtliche 
Sorgfaltspflicht auferlegt. Sie müssen Pläne erstellen, um-
setzen und veröffentlichen, wie sie ihrer Sorgfaltspflicht 
nachkommen und dabei sowohl ihre Geschäftstätigkeit 
als auch ihre Hauptzulieferer einbeziehen. Betroffene von 
Verletzungen der Sorgfaltspflicht können auf zivilrecht-
lichem Wege Entschädigung für die Nicht-Einhaltung der 
Pflichten einklagen. In der Schweiz werden sich 2017 der 
Bundesrat und anschließend das Parlament mit einer ähn-
lichen Initiative befassen. Großbritannien hat bereits 2015 
ein Gesetz gegen moderne Sklaverei eingeführt, das den 
Unternehmen Transparenzpflichten auferlegt, die sie in 
ihren Lieferketten hinsichtlich des Umgangs mit moder-
ner Sklaverei ergreifen müssen. Die Niederlande haben im 
Februar 2017 ein Gesetz zu unternehmerischen Sorgfalts-
pflichten in Bezug auf Kinderarbeit verabschiedet, deren 
Verletzung zu Strafzahlungen führen kann. 

Zukunftsweisende Entwicklungen gab es auch in der 
Rechtsprechung mehrerer Länder. So haben in den Nie-
derlanden vier nigerianische Bauern das niederländische 
Unternehmen Shell und seine Konzerntochter in Nigeria 
wegen Ölverschmutzungen sowie Zerstörungen ihrer land-
wirtschaftlichen Fläche und Fischgründe angeklagt. Im Ja-
nuar 2013 entschied ein Gericht in Den Haag in einem der 
vier Fälle in erster Instanz, dass Shell verantwortlich für die 
Verschmutzung ist. Das Berufungsverfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. Auch in Kanada erklärte sich ein Gericht im 
Oktober 2016 zuständig für eine Klage eritreischer Flücht-
linge, die aufgrund von Verletzungen des Völkergewohn-
heitsrechts (Verbot von Zwangsarbeit, Folter und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit) in einer eritreischen Mine 
das beteiligte kanadische Bergbauunternehmen anklagen. 

In mehreren Ländern beschäftigen sich Gerichte inzwi-
schen auch mit Schäden, die durch Treibhausgasemissio-
nen durch Unternehmen oder mangelnde staatliche Kli-
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diesen Staudamm wehren sich insbesondere Teile der in-
digenen Gemeinschaft der Ngäbe-Buglé, da etwa sieben 
Hektar ihres Territoriums durch den Stausee überflutet 
werden sollen. Das Panel veröffentlichte 2015 einen aus-
führlichen Bericht über das Projekt, wonach die DEG in 
mehreren Punkten ihrer Sorgfaltspflicht nicht nachge-
kommen sei. Es hätten keine adäquaten Konsultationen 
stattgefunden und die Finanzgeber hätten den Widerstand 
der betroffenen Gemeinden nicht ernst genommen. Die 
DEG betonte daraufhin, sie wolle die Qualität ihrer Begut-
achtung und Überwachung von Umwelt- und Sozialrisi-
ken verbessern. Bedauerlicherweise hatte sie kurz zuvor 
noch, gemeinsam mit anderen Finanzgebern, Druck auf 
die Regierung Panamas ausgeübt, das Projekt zu realisie-
ren, nachdem der Bau des Staudamms von der panama-
ischen Umweltbehörde ANAM aufgrund von Mängeln bei 
der Umweltprüfung vorübergehend gestoppt worden war. 

Die Betrachtungen zur NKS und zur DEG verdeutlichen 
gleichzeitig die Potenziale wie die Grenzen außergerichtli-
cher Beschwerdemechanismen. Zwar können sie – sofern 
die Unabhängigkeit gewährleistet ist – zur Aufklärung bei-
tragen und den Betroffenen von Unrecht den Rücken stär-
ken. Die Lösung von Konflikten erfordert darüber hinaus 
eine Bereitschaft der Akteure, den Menschenrechten im 
Zweifelsfall auch Vorrang bei der Umsetzung von Projek-
ten einzuräumen. Wirksam sind Beschwerdemechanismen 
nur dann, wenn sie auch zu einer realen Verbesserung für 
die Betroffenen führen. Dazu müssen Menschenrechtsver-
letzungen nicht nur untersucht, sondern auch geahndet 
und wiedergutgemacht werden, so wie die UN-Leitprin-
zipien dies verlangen. Außergerichtliche Beschwerdeme-
chanismen können Gerichte daher keineswegs ersetzen, 
sondern nur ergänzen.

ziellen Wirtschaftsfreundlichkeit wird dadurch allenfalls 
abgeschwächt, jedoch nicht ausgeräumt. Vor allem aber 
fehlt – gerade aufgrund der Ansiedlung im Wirtschafts-
ministerium – weiterhin ein unabhängiges Aufsichtsgre-
mium, wie es NRO seit langem angemahnt haben. Prob-
lematisch ist auch die Vorgabe der deutschen NKS, dass 
Beschwerdeführende auf Kampagnen und Öffentlichkeits-
arbeit gegen die betreffenden Unternehmen verzichten 
sollen, auch wenn dabei nur bereits veröffentlichte Fakten 
genutzt werden. Damit beraubt sie die NRO eines wichti-
gen Mittels, um auf die Belange der Betroffenen aufmerk-
sam zu machen und so auf eine Lösung der Probleme zu 
drängen. 

Zudem geht es bei dem Mediationsverfahren der NKS 
selten um Wiedergutmachung für Betroffene, sondern 
vorwiegend um Vereinbarungen für ein zukünftig verbes-
sertes Handeln des Unternehmens. Eine internationale 
Untersuchung von 250 Beschwerdefällen ergab, dass sich 
nur in einem Prozent der Fälle die Situation der Betroffe-
nen durch eine OECD-Beschwerde direkt verbesserte. Um 
die NKS wirklich als „wirkungsvollen“ außergerichtlichen 
Beschwerdemechanismus zur Umsetzung der UN-Leit-
prinzipien zu etablieren, wie die Bundesregierung dies im 
Nationalen Aktionsplan vorsieht, sind sowohl strukturel-
le als auch prozedurale Verbesserungen erforderlich. Der 
anstehende Peer Review der deutschen NKS bietet eine 
Gelegenheit, solche Veränderungen anzustoßen.

Beschwerdemechanismus der DEG: 
Untersuchung ohne Konsequenzen?

Anfang 2014 hat die KfW-Tochter DEG zusammen mit 
der niederländischen Entwicklungsbank FMO einen Be-
schwerdemechanismus eingerichtet. Damit folgten sie 
dem Vorbild einiger multilateraler Entwicklungsbanken 
wie der Weltbank. Von Anfang 2014 bis Juni 2016 erhielt 
das Panel sieben Beschwerden, von denen es zwei ange-
nommen hat. Die Wirksamkeitskriterien der UN-Leitprin-
zipien werden dabei in vielerlei Hinsicht besser umgesetzt 
als durch die NKS. Dies gilt insbesondere für das Kriterium 
der Legitimität. Denn das Panel agiert unabhängig von der 
DEG. Die drei dort vertretenen Expert/-innen wurden durch 
ein öffentliches Ausschreibungsverfahren ausgewählt und 
verfügen über Expertise in sozialen, ökologischen und 
menschenrechtlichen Belangen. 

Die einzige Beschwerde, zu der bisher ein Untersu-
chungsbericht des Panels vorliegt, betrifft die Mitfinan-
zierung des Staudamms Barro Blanco in Panama. Gegen 
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